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Zu Kapitel  06 04 Steuerverwaltung 
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Produktnummer lt. Leistungsplan 15 neu 
  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Vergabe- und Vertragsangelegenheiten, Korruptionsschutz 
 
 

  Veränderung 
  von um auf 

Leistungsplan 2018:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 0,0 +5.000,0 5.000,0 
 Produktabgeltung 0,0 +5.000,0 5.000,0 

 
Leistungsplan 2019:  

 

  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 0,0 "+"" 5.000,0 5.000,0 
 Produktabgeltung 0,0 "+"" 5.000,0 5.000,0 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
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Begründung des Änderungsantrags: 

      
 

Den hessischen Kommunen und anderen Trägern wurde die Möglichkeit eingeräumt, soziale und ökologische Kriterien 
zur Bedingung bei Vergaben zu machen, deren Einhaltung auch kontrolliert werden muss. Ferner besteht durch die Höhe 
der Freibeträge für freihändige Vergabe eine gewisse Korruptionsanfälligkeit. Dieser wollen wir mittels einer besseren 
Personalausstattung der Korruptionsbekämpfung entgegnen. 
Darüber hinaus soll die OFD mittelfristig die flächendeckende Kontrolle der Vergabeverfahren der Landesbehörden 
vornehmen. Die effektive Überwachung der Einhaltung der in Vergaben geforderten Kriterien, insbesondere auch 
sozialer und ökologischer Natur, setzt auf Landesseite die Möglichkeit voraus, flächendeckend Prüfungen und Kontrollen 
durchzuführen. Die große Zahl von Vergabeverfahren und öffentlichen Auftragsvergaben im Anwendungsbereich des 
Hessischen Vergabegesetzes macht die Schaffung 200 neuer Stellen im Bereich der Oberfinanzdirektion Frankfurt am 
Main nötig.                          

 
 
 
Wiesbaden, 30.11.2017 
 
Für die Fraktion DIE LINKE 
Die Fraktionsvorsitzende 
 
 
 
 
Janine Wissler 
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